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Allgemeine Liefer- und Leistungsbedingungen  

der LAT Laser-Applikations-Technik GmbH 
zur Verwendung im Geschäftsverkehr gegenüber Unternehmern 

                                                                     (Kunden-AGB)  
 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 
Für die Rechtsbeziehungen zwischen der LAT GmbH (Auftragnehmer) und dem Auftraggeber im 
Zusammenhang mit den Lieferungen und/oder Leistungen der LAT GmbH gelten ausschließlich diese 
Liefer- und Leistungsbedingungen. Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftraggebers gelten nur 
insoweit, als die LAT GmbH ihnen ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat.  
 
 
II. Preise, Zahlungsbedingungen und Aufrechnung 
 
1.  
 
Die Preise verstehen sich ab Werk ausschließlich Verpackung zuzüglich der jeweils geltenden gesetz-
lichen Umsatzsteuern.  
 
2.  
 
Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Auftraggeber zumutbar sind. 
 
3.  
 
Hat der Auftragnehmer (LAT GmbH) die Montage übernommen und ist nicht etwas anderes verein-
bart, so trägt der Auftraggeber neben der vereinbarten Vergütung alle erforderlichen Nebenkosten wie 
Reise- und Transportkosten sowie Spesen.  
 
4.  
 
Die Vergütung ist in vollem Umfang bei Lieferung bzw. Abnahme fällig. Der Auftraggeber kommt 
ohne weitere Erklärungen des Auftragnehmers 14 Tage nach dem Fälligkeitstag in Verzug, soweit er 
nicht bezahlt hat. Im Falle des Vorhandenseins von Mängeln steht dem Auftraggeber ein Zurückbehal-
tungsrecht nicht zu, es sei denn, die Lieferung ist offensichtlich mangelhaft bzw. dem Auftraggeber 
steht offensichtlich ein Recht zur Verweigerung der Abnahme der Leistungen zu. In einem solchen 
Fall ist der Auftraggeber nur zur Zurückbehaltung berechtigt, soweit der einbehaltene Betrag im an-
gemessenen Verhältnis zu den Mängeln und den voraussichtlichen Kosten der Nacherfüllung (insbe-
sondere einer Mangelbeseitigung) steht. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Ansprüche und Rechte 
wegen Mängeln geltend zu machen, wenn er fällige Zahlungen nicht geleistet hat und soweit der fälli-
ge Betrag (einschließlich etwaiger geleisteter Zahlungen) in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
Wert der – mit Mängel behafteten – Lieferung bzw. Arbeiten steht.  
 
5.  
 
Der Auftraggeber kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die unbestritten oder rechtskräftig 
festgestellt sind.  
 
 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 

Kunden AGB der LAT GmbH             Ausgabedatum: 08.02.10    Revision: 00          Seite 2 von  6 

III. Eigentumsvorbehalt 

 
1.  
 
Die Gegenstände der Lieferungen bleiben Eigentum des Auftragnehmers bis zur Erfüllung sämtlicher 
ihm gegenüber dem Auftrageber aus der Geschäftsverbindung zustehenden Ansprüche.  
 
2.  
 
Dem Auftraggeber ist gestattet, den Liefergegenstand zu verarbeiten oder umzubilden. Wenn der Wert 
des dem Auftragnehmer gehörenden Liefergegenstandes jedoch geringer ist, als der Wert, der nicht 
dem Auftragnehmer gehörenden Waren und/oder der Verarbeitung, so erwirbt der Auftragnehmer 
Miteigentum an der Neuware im Verhältnis des Wertes (Brutto-Rechnungswert) des verarbeiteten 
Liefergegenstandes zum Wert der der übrigen verarbeiteten Ware und/oder der Verarbeitung zum 
Zeitpunkt der Verarbeitung. Soweit der Auftragnehmer nach dem Vorstehenden kein Eigentum an der 
Neuware erwirbt, sind sich Auftragnehmer und Auftraggeber darüber einig, dass der Auftraggeber 
dem Auftragnehmer Miteigentum an der Neuware im Verhältnis des Wertes (Brutto-Rechnungswert) 
des dem Auftragnehmer gehörenden Liefergegenstandes zu dem der übrigen verarbeitenden Ware zum 
Zeitpunkt der Verarbeitung einräumt. Der vorstehende Satz gilt entsprechend im Falle der untrennba-
ren Vermischung oder der Verbindung des Liefergegenstandes mit dem Auftragnehmer nicht gehö-
render Ware. Soweit der Auftragnehmer nach dieser Ziffer der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(Eigentumsvorbehalt) Eigentum oder Miteigentum erlangt, verwahrt der Auftraggeber sie für den Auf-
tragnehmer mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns.  
 
3.  
 
Für den Fall der Veräußerung des Liefergegenstandes oder der Neuware tritt der Auftraggeber hiermit 
seinen Anspruch aus der Weiterveräußerung gegen seinen Abnehmer mit allen Nebenrechten siche-
rungshalber an den Auftragnehmer ab, ohne dass es noch weiterer besonderer Erklärungen bedarf. Die 
Abtretung gilt einschließlich etwaiger Saldoforderungen.  
 
Die Abtretung gilt jedoch nur in Höhe des Betrages, der dem vom Auftragnehmer in Rechnung ge-
stellten Preis des Liefergegenstandes entspricht. Der dem Auftragnehmer abgetretene Forderungsanteil 
ist vorrangig zu befriedigen.  
 
4.  
 
Bis auf Widerruf ist der Auftraggeber zur Einziehung der gemäß dieser Ziffer der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen (Eigentumsvorbehalt) an den Auftragnehmer abgetretenen Forderungen befugt. 
Der Auftraggeber wird auf die abgetretenen Forderungen geleistete Zahlung bis zur Höhe der gesi-
cherten Forderung unverzüglich an den Auftragnehmer weiterleiten. Bei Vorliegen berechtigter Inte-
ressen, insbesondere bei Zahlungsverzug, Zahlungseinstellung, Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, 
Wechselprotest oder begründeten Anhaltspunkten für eine Überschuldung oder drohende Zahlungsun-
fähigkeit des Auftraggebers ist der Auftragnehmer berechtigt, die Einziehungsbefugnis des Auftragge-
bers zu widerrufen. Außerdem kann der Auftragnehmer nach vorheriger Androhung unter Einhaltung 
einer angemessenen Frist zur Sicherungsabtretung offen legen, die abgetretenen Forderung verwerten 
sowie die Offenlegung der Sicherungsabtretung durch den Auftraggeber gegenüber den Abnehmern 
verlangen.  
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5.  
 
Bei Glaubhaftmachung eines berechtigten Interesses hat der Auftraggeber dem Auftragnehmer die zur 
Geltendmachung von dessen Rechten gegen die Abnehmer erforderlichen Auskünfte zu erteilten und 
die erforderlichen Unterlagen auszuhändigen.  
 
 
6.  
 
Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts ist dem Auftraggeber eine Verpfändung oder Siche-
rungsübereignung untersagt. Bei Pfändungen, Beschlagnahme oder sonstigen Verfügungen oder Ein-
griffen Dritte hat der Auftraggeber den Auftragnehmer unverzüglich zu benachrichtigen. Die Weiter-
veräußerung des Liefergegenstandes oder der Neuware ist nur Wiederverkäufern im ordentlichen Ge-
schäftsgang und nur unter den Bedingungen gestattet, dass die Zahlung des Gegenwertes des Liefer-
gegenstandes an den Auftraggeber erfolgt. Der Auftraggeber hat mit dem Abnehmer auch zu vereinba-
ren, dass erst mit dieser Zahlung der Abnehmer Eigentum erwirbt.  
 
7.  
 
Bei Pflichtverletzungen des Auftraggebers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Auftragnehmer 
auch ohne Fristsetzung berechtigt, die Herausgabe des Liefergegenstandes bzw. der Neuware zu ver-
langen und/oder – erforderlichen Falls nach Fristsetzung – vom Vertrag zurückzutreten; der Auftrag-
geber ist zur Herausgabe verpflichtet. Im Herausgabeverlangen des Liefergegenstandes/der Neuware 
liegt keine Rücktrittserklärung des Auftragnehmers, es sei denn, dies wird ausdrücklich erklärt.  
 
 
IV. Fristen für Lieferungen, Verzug 
 
1.  
 
Die Einhaltung von Fristen für Lieferungen setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom Auftrag-
geber zu liefernden Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen und Freigaben, insbesondere Plänen 
sowie die Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen Verpflichtungen durch den 
Auftragnehmer voraus. Werden diese Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich die 
Fristen angemessen. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Verzögerung zu vertreten hat.  
 
2.  
 
Ist die Nichteinhaltung der Fristen auf höhere Gewalt z. B. Mobilmachung, Krieg, Aufruhr oder auf 
ähnliche Ereignisse, z. B. Streik, Aussperrung usw. zurückzuführen, verlängern sich die Fristen ange-
messen. Gleiches gilt für den Fall der nicht rechtzeitigen oder ordnungsgemäßen Belieferung des Auf-
tragnehmers durch Dritte.  
 
Der Auftragnehmer haftet bei Verzögerung der Leistung in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahr-
lässigkeit des Auftragnehmers oder eines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen sowie bei der fahrlässig 
verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit nach den gesetzlichen Bestim-
mungen. Die Haftung des Auftragnehmers ist in Fällen grober Fahrlässigkeit jedoch auf den vertrags-
typischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt. Außerhalb der Fälle des Satzes 1 und Satzes 2 wird die 
Haftung des Auftragnehmers wegen Verzugs für den Schadensersatz neben der Leistung auf insgesamt 
5 % und für den Schadensersatz statt der Leistung (einschließlich des Ersatzes vergeblicher Aufwen-
dungen) auf insgesamt 10 % des Wertes der Leistung begrenzt. Weitergehende Ansprüche des Auf-
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traggebers sind – auch nach Ablauf einer dem Auftragnehmer etwa gesetzten Frist zur Leistung – aus-
geschlossen. Das Recht des Auftraggebers zum Rücktritt vom Vertrag nach Ziffer X. dieser Bedin-
gungen bleibt unberührt. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers ist mit den 
vorstehenden Regelungen nicht verbunden.  
 
 
3.  
 
Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen des Auftragnehmers innerhalb einer angemessenen 
Frist zu erklären, ob er wegen der Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt oder auf die 
Lieferung besteht.  
 
 
V. Gefahrübergang 
 
1.  
 
Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Lieferung auf den Auftraggeber über, wenn sie zum Versand 
gebracht oder abgeholt worden ist. Auf Wunsch und Kosten des Auftraggebers werden Lieferungen 
vom Auftragnehmer gegen die üblichen Transportrisiken versichert.  
 
2.  
 
Wenn der Versand, die Zustellung oder die Übernahme aus vom Auftraggeber zu vertretenden Grün-
den verzögert wird oder der Auftraggeber aus sonstigen Gründen in Annahmeverzug kommt, so geht 
die Gefahr auf den Auftraggeber über.  
 
 
VI. Entgegennahme 
 
Der Auftraggeber darf die Entgegennahme von Lieferungen wegen unerheblicher Mängel nicht ver-
weigern.  
 
 
VII. Sachmängel 

 
1.  
 
Mängelansprüche bestehen nicht bei einer unerheblicher Abweichung von der vereinbarten Beschaf-
fenheit oder bei einer unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit.  
 
2.  
 
Das Wahlrecht zwischen Mängelbeseitigung und Neulieferung steht in jedem Fall dem Auftragnehmer 
zu. Das Verlangen des Auftraggebers auf Nacherfüllung hat schriftlich zu erfolgen. Dem Auftragneh-
mer ist für die Nacherfüllung eine Frist von 4 Wochen einzuräumen. Ist die Leistung nachzubessern, 
so ist ein Fehlschlagen der Nachbesserung erst nach dem erfolglosen zweiten Versuch gegeben. 
Schlägt die Nacherfüllung fehl, so steht dem Auftraggeber das Recht zu, zu mindern  oder nach seiner 
Wahl vom Vertrag zurückzutreten. Die gesetzlichen Fälle der Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben 
unberührt. Die Anwendung der §§ 478, 479 BGB (Rückgriffsanspruch des Unternehmers) bleibt unbe-
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rührt. Unberührt bleibt auch das Recht des Auftraggebers nach Ziffer VIII. dieser Bedingungen Scha-
densersatz zu verlangen.  
 
3.  
 
Die zum Zwecke der Nacherfüllungen erforderlichen Aufwendungen trägt der Auftraggeber soweit sie 
sich dadurch erhöhen, dass die Leistung an einem anderen Ort als die Niederlassung des Auftragge-
bers verbracht wird. Unbeschadet weitergehende Ansprüche des Auftragnehmers hat der Auftraggeber 
im Falle einer unberechtigten Mängelrüge dem Auftragnehmer die Aufwendungen zur Prüfung und – 
soweit verlangt – zur Beseitigung des Mangels zu ersetzen.  
 
 
VIII. Haftung  

 
1.  
 
Der Auftragnehmer haftet in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit des Auftragnehmers 
oder eines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen sowie bei einer auch leicht fahrlässig verursachten Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit nach den gesetzlichen Bestimmungen.  
 
2.  
 
Die Haftung des Auftragnehmers ist in Fällen grober Fahrlässigkeit auf den vertragstypischen, vorher-
sehbaren Schaden begrenzt soweit nicht zugleich ein anderer der in Satz 1 oder 3 dieses Absatzes 1 
aufgeführten Ausnahmefälle vorliegt. Im Übrigen haftet der Auftragnehmer nur nach dem Produkthaf-
tungsgesetz oder wegen der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der Schadenser-
satzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt, wenn nicht zugleich ein anderer der in Satz 1 bis Satz 3 dieses Ab-
satzes 1 aufgeführten Ausnahmefälle vorliegt.  
 
3.  
 
Die Regelungen des vorstehenden Absatzes 1 gelten für alle Schadensersatzansprüche (insbesondere 
für Schadensersatz neben der Leistung und Schadensersatz statt der Leistung und zwar gleich aus wel-
chem Rechtsgrund, insbesondere wegen Mängeln, der Verletzung von Pflichten aus dem Schuldver-
hältnis oder aus unerlaubter Handlung. Sie gelten auch für den Anspruch auf Ersatz vergeblicher Auf-
wendungen. Die Haftung für Verzug bestimmt sich jedoch nach Ziffer IV. dieser Bedingungen. Die 
Haftung für Unmöglichkeit bestimmt sich nach Ziffer IX. dieser Bedingungen.  
 
4.  
 
Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers ist mit den vorstehenden Regelungen 
nicht verbunden.  
 
 
IX. Unmöglichkeit 
 
Der Auftragnehmer haftet bei Unmöglichkeit der Leistung in Fällen des Vorsatzes oder der groben 
Fahrlässigkeit des Auftragnehmers oder eines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen sowie bei einer leicht 
fahrlässig verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit nach den gesetzli-
chen Bestimmungen. Die Haftung des Auftragnehmers ist in Fällen grober Fahrlässigkeit jedoch auf 
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den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt, wenn nicht zugleich ein der in Satz 1 aufge-
führten Ausnahmefälle vorliegt. Außerhalb der Fälle des Satzes 1 und des Satzes 2 wird die Haftung 
des Auftragnehmers wegen Unmöglichkeit auf Schadensersatz oder auf Ersatz vergeblicher Aufwen-
dungen auf insgesamt 10 % des Wertes der Leistung begrenzt. Weitergehende Ansprüche des Auf-
traggebers wegen Unmöglichkeit der Lieferung sind – auch nach Ablauf einer dem Auftraggeber etwa 
gesetzten Frist zur Leistung – ausgeschlossen. Das Recht des Auftraggebers zum Rücktritt vom Ver-
trag nach Ziffer X. dieser Bedingungen bleibt unberührt. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil 
des Auftraggebers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden.  
 
 
X. Rücktritt  

 
Der Auftraggeber kann im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vom Vertrag nur zurücktreten, 
wenn der Auftragnehmer die Pflichtverletzung zu vertreten hat. Im Falle von Mängel geltend statt des 
vorstehenden Satzes jedoch die gesetzlichen Voraussetzungen des Rücktritts. Der Auftraggeber hat 
sich bei Pflichtverletzungen innerhalb einer angemessenen Frist nach Aufforderung des Auftragneh-
mers zu erklären, ob er wegen der Pflichtverletzung vom Vertrag zurücktritt oder auf die Leistung 
besteht.  
 
 
XI. Verjährung 

 
Die Verjährungsfrist für Ansprüche und Rechte wegen Mängeln der Leistung, gleich aus welchem 
Rechtsgrund beträgt ein Jahr. Dies gilt jedoch nicht in den Fällen des § 479 I BGB (Rückgriffsan-
spruch des Unternehmers) oder § 634 a I Nr. 2 BGB (Bauwerke oder Werk, dessen Erfolg in der 
Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht). Die im vorstehenden Satz 2 
ausgenommenen Fälle unterliegen einer Verjährungsfrist von drei Jahren. Bei Schadensersatzansprü-
chen nach dem Produkthaftungsgesetz geltend die gesetzlichen Verjährungsvorschriften.  
 
 
XII. Gerichtsstand, anwendbares Recht 

 
1. 
 
Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Auftraggeber Kaufmann ist, bei allen aus dem Vertragsverhält-
nis unmittelbar oder mittelbar sich ergebenden Streitigkeiten der Sitz des Auftragnehmers. Der Auf-
tragnehmer ist jedoch auch berechtigt, am Sitz des Auftraggebers zu klagen.  
 
2. 
 
Für die Rechtsbeziehungen in Zusammenhang mit diesem Vertrag gilt deutsches Recht unter Aus-
schluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Waren-
kauf (CISG).  
 
 

XIII. Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen unwirksam sein oder werden, so bleiben die übrigen Bestimmungen 
dennoch wirksam. 
 

 


